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1. Prüfungsauftrag

Die gesetzlichen Vertreter (hier: die Geschäftsführerin) der

NRC Flüchtlingshilfe Deutschland gemeinnützige GmbH, Berlin,

beauftragten uns, den Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 gemäß § 317
HGB unter Einbeziehung der zu Grunde liegenden Buchführung auf freiwilliger Basis zu prüfen.
Aufgrund der Beauftragung erstatten wir der NRC Flüchtlingshilfe Deutschland gemeinnützige
GmbH, Berlin, über das Ergebnis unserer Prüfung schriftlich Bericht. Dieser Abschlussprüfungs-
bericht (im Folgenden: Prüfungsbericht) ist ausschließlich an die NRC Flüchtlingshilfe Deutsch-
land gemeinnützige GmbH, Berlin, gerichtet und wurde nicht für Zwecke Dritter erstellt, gegen-
über denen demnach weder eine Verantwortlichkeit für den Inhalt noch sonstige Pflichten beste-
hen.

Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu
Dritten, die als Anlage 5 beigefügten „Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferin-
nen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften“ in der Fassung vom 1. Januar
2024 maßgebend. Die Höhe unserer Haftung bestimmt sich nach Nr. 9 der Allgemeinen Auftrags-
bedingungen. Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbe-
dingungen maßgebend. Zu den Voraussetzungen für eine Weitergabe an Dritte verweisen wir auf
Nr. 6 der Allgemeinen Auftragsbedingungen.
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2. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Zu dem beigefügten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 (Anlagen 1 bis 3) haben wir fol-
genden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird:

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die NRC Flüchtlingshilfe Deutschland gemeinnützige GmbH, Berlin,

Prüfungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der NRC Flüchtlingshilfe Deutschland gemeinnützige
GmbH, Berlin, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem An-
hang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der
beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie
ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-
resabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und be-
rufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil
zum Jahresabschluss zu dienen.
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Verantwortung des gesetzlichen Vertreters für den Jahresabschluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Ver-
mögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Wei-
teren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten ent-
gegenstehen.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Jahres-
abschluss beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen
Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses
Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshand-
lungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko,
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dass eine aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht auf-
gedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche fal-
sche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken,
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

 erlagen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der
Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-
schluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prü-
fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereig-
nisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle
und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwa-
iger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen.
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3. Grundsätzliche Feststellungen

3.1. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Die Gesellschaft ist eine kleine Kapitalgesellschaft gemäß § 267 Abs. 1 HGB. Die gesetzlichen
Vertreter haben daher zulässigerweise gemäß § 264 Abs. 1 Satz 4 HGB keinen Lagebericht auf-
gestellt. Als Abschlussprüfer können wir daher zur Beurteilung der Lage des Unternehmens durch
seine gesetzlichen Vertreter, wie sie ansonsten im Lagebericht zum Ausdruck kommt, nicht Stel-
lung nehmen.

Nach unserer Beurteilung ist die Darstellung der Lage des Unternehmens im Jahresabschluss
durch die gesetzlichen Vertreter zutreffend und steht mit den von uns im Rahmen der Jahresab-
schlussprüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang.

3.2. Beachtung von Vorschriften zur Rechnungslegung
und von sonstigen Regelungen

Nach § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB haben wir über bei der Durchführung der Prüfung festgestellte
Unrichtigkeiten (entspricht falschen Darstellungen aufgrund von Irrtümern) oder Verstöße gegen
gesetzliche Vorschriften (entspricht falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen)
sowie über schwerwiegende Verstöße der gesetzlichen Vertreter oder von Arbeitnehmern gegen
Gesetz, Gesellschaftsvertrag oder Satzung (entspricht sonstigen Verstößen) zu berichten.

Entgegen der Verpflichtung des § 42a Abs. 2 Satz 1 GmbHG wurde der Jahresabschluss zum
31. Dezember 2024 nicht innerhalb von 11 Monaten nach Geschäftsjahresende von dem Gesell-
schafter festgestellt. Der entsprechende Feststellungsbeschluss wurde in der Gesellschafterver-
sammlung am 12. Dezember 2025 gefasst.
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4. Prüfungsdurchführung

4.1. Gegenstand der Prüfung

Gegenstand der Abschlussprüfung sind der nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften
erstellte Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 unter Einbeziehung der zu
Grunde liegenden Buchführung.

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir beurteilt, ob die einschlägigen handels- und
gesellschaftsrechtlichen Vorschriften, ergänzende einschlägige Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrags sowie die deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung eingehalten
worden sind.

Die Beachtung anderer gesetzlicher Vorschriften sowie eine Stellungnahme zur Angemessenheit
des Versicherungsschutzes waren nicht Gegenstand unseres Auftrags. Die Prüfung der Einhal-
tung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den Aufgaben der Abschlussprü-
fung, als sich aus diesen Vorschriften üblicherweise Rückwirkungen auf den Jahresabschluss
ergeben. Die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie z. B. Untreuehand-
lungen oder Unterschlagungen, sind nicht Gegenstand der Abschlussprüfung.

Die Prüfung erstreckt sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf, ob über die bilanzielle Fort-
führungsannahme hinaus der Fortbestand des geprüften Unternehmens oder ob die Wirksamkeit
oder Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert werden können.

4.2. Art und Umfang der Prüfung

Die Grundzüge unseres prüferischen Vorgehens sind im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ des Bestätigungsvermerks dargestellt.
Ergänzend geben wir hierzu nachfolgend Informationen zur Prüfungsdurchführung und unserem
Prüfungsansatz.

Die Prüfungsarbeiten haben wir in Form von Fernprüfungshandlungen in unserem Büro mit Un-
terbrechungen in dem Monat März 2026 durchgeführt. Im Rahmen der Abschlussprüfung haben
wir im Monat Dezember 2025 eine Vorprüfung vorgenommen.

Einzelheiten über die Prüfungsdurchführung nach Art, Umfang und Ergebnis haben wir in unse-
rem Prüfungsprogramm und in den Arbeitspapieren festgehalten.
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Prüfungsstrategie

Unsere Prüfung haben wir in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom IDW
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen.

Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass mit hinreichender Sicherheit fal-
sche Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungsle-
gung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern erkannt werden, die sich auf die Darstellung
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken.

Ausgangspunkt der Prüfung war der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestä-
tigungsvermerk versehene Jahresabschluss der Gesellschaft für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2024.

Der Prüfung liegt ein risiko- und prozessorientierter Prüfungsansatz zu Grunde, der insbesondere
auf Kenntnissen der Geschäftstätigkeit, der Erlangungen eines Verständnisses von dem wirt-
schaftlichen und rechtlichen Umfeld des Unternehmens sowie auf einer Analyse der Risikofelder
basiert. Hierauf aufbauend haben wir eine aus den Geschäftsrisiken abgeleitete Prüfungsstrate-
gie entwickelt.

Ausgehend von einer Beurteilung der inhärenten Risiken, des Kontrollumfeldes, des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie der Geschäftsprozesse haben wir ein Risi-
koprofil für den Jahresabschluss erstellt. Dabei haben wir die Ausgestaltung und Angemessenheit
ausgewählter rechnungslegungsbezogener Kontrollmaßnahmen beurteilt und ggf. Funktionsprü-
fungen durchgeführt, um deren Wirksamkeit zu beurteilen. In Abhängigkeit von dem Grad der
Wirksamkeit der internen Kontrollmaßnahmen haben wir Art und Umfang analytischer (Plausibi-
litätsbeurteilungen) und sonstiger einzelfallbezogener Prüfungshandlungen festgelegt. Bei Ein-
zelfallprüfungen haben wir Nachweise in bewusster Auswahl bzw. unter Heranziehung von Stich-
probenverfahren eingeholt. Dabei haben wir die Grundsätze der Wesentlichkeit und Wirtschaft-
lichkeit beachtet.

In Anbetracht der überschaubaren Größe der Gesellschaft und der Übersichtlichkeit der Verfah-
rensabläufe haben wir im Wesentlichen aussagebezogene einzelfallorientierte Prüfungshandlun-
gen durchgeführt.

Unsere Prüfungsstrategie für das Berichtsjahr hat zu folgenden Prüfungsschwerpunkten geführt:

 Realisierung von Spenden und Zuwendungen
 Bewertung und Vollständigkeit der Verbindlichkeiten
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Nachweise und eingeholte Bestätigungen Dritter

Wir haben aufgrund der überschaubaren Größe der Gesellschaft und der Übersichtlichkeit der
Verfahrensabläufe auf Saldenbestätigungsanfragen zur Überprüfung der Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen verzichtet und ergänzende Nachweisprüfungen vorgenommen, ins-
besondere verstärkte Einzelfallprüfungen und eine Überprüfung der Abwicklung der Salden im
neuen Geschäftsjahr.

Den Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern lagen von Seiten der Gesellschaft lückenlos
erstellte interne Saldenabstimmungen zu Grunde.

Bankbestätigungen wurden lückenlos eingeholt.

Auskünfte, Vollständigkeitserklärung

Auskünfte erteilten uns die gesetzlichen Vertreter sowie die uns benannten Mitarbeiter. Die erbe-
tenen Aufklärungen und Nachweise wurden uns bereitwillig gegeben.

Die gesetzlichen Vertreter haben uns die Vollständigkeit der Buchführung, des Jahresabschlus-
ses sowie die weiteren nach ISA [DE] 450 erforderlichen Informationen (nicht korrigierte falsche
Darstellungen) in einer schriftlichen Erklärung bestätigt. Hierin erklären die gesetzlichen Vertreter
auch, dass sie ihrer Verantwortlichkeit für die Aufstellung von Jahresabschluss in Übereinstim-
mung mit den handelsrechtlichen Vorschriften nachgekommen sind.

4.3. Unabhängigkeit

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend-
baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.
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5. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungsle-
gung

5.1. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse sind die Buch-
führung und die weiteren geprüften Unterlagen ordnungsgemäß und entsprechen in allen we-
sentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften.

Die aus weiteren geprüften Unterlagen (z. B. Verträgen, Protokollen) entnommenen Informatio-
nen haben in allen wesentlichen Belangen zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in allen we-
sentlichen Belangen in Buchführung und Jahresabschluss geführt.

Wir haben zu unserer Prüfung den in Abschnitt 2. wiedergegebenen uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt, der das Prüfungsergebnis in Bezug auf die nachfolgenden Aspekte bein-
haltet:

 Ordnungsmäßigkeit der Bestandteile des Jahresabschlusses in allen wesentlichen Belangen
− ausgehend von den Zahlen der Vorjahresbilanz − und deren Ableitung aus der Buchführung
und den weiteren geprüften Unterlagen

 Beachtung von Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen

 Beachtung aller für die Rechnungslegung geltenden Vorschriften einschließlich der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und aller rechtsformgebundenen Rege-
lungen

 Beachtung von Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags, soweit diese den Inhalt der Rech-
nungslegung betreffen

 Ordnungsmäßigkeit der Angaben im Anhang in allen wesentlichen Belangen

Ergänzend zu den Ausführungen im Bestätigungsvermerk stellen wir fest:

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung wurden auf freiwilliger Basis in allen wesentlichen Be-
langen zutreffend nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des HGB und
des GmbHG sowie unter Beachtung ergänzender einschlägiger Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrags aufgestellt. Die Angaben und Erläuterungen im Anhang sind in allen wesentlichen
Belangen vollständig und zutreffend nach den für kleine Kapitalgesellschaften geltenden Vor-
schriften.

Die bislang in den sonstigen betrieblichen Erträgen enthaltenen, an die Muttergesellschaft er-
brachten Leistungen, wurden im Geschäftsjahr unter den Umsatzerlösen ausgewiesen (EUR 3,3
Mio., i. V. EUR 2,9 Mio.). Die Vorjahresangaben wurden zur besseren Vergleichbarkeit ange-
passt.
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5.2. Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.

Gemäß § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB gehen wir nachfolgend in Ergänzung zur Darstellung im Anhang
auf wesentliche Bewertungsgrundlagen und – sofern vorliegend – den Einfluss von Änderungen
in den Bewertungsgrundlagen einschließlich der Ausübung von Bilanzierungs- und Bewertungs-
wahlrechten, die Ausnutzung von Ermessensentscheidungen sowie auf sachverhaltsgestaltende
Maßnahmen ein.

Bilanzierung und Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden entsprechen den
gesetzlichen Vorschriften und sind im Anhang dargestellt.

Die NRC Deutschland erhält von Zuwendungsgebern, überwiegend dem Auswärtigen Amt, Pro-
jektförderungen im Wege der Fehlbedarfsfinanzierung. Die Leistungserbringung erfolgt im Rah-
men eines Weiterleitungsvertrages durch die Stiftelsen Flyktninghjelpen, Oslo/Norwegen, (Letzt-
empfänger), die die gesamten Zuwendungen abzüglich der Verwaltungskosten der NRC erhält.
Aus diesem Grund wird in der Gewinn- und Verlustrechnung ein Jahresergebnis von EUR 0,00
ausgewiesen.

Mit Ausnahme der vorgenommenen Ausweisänderungen in den Bereichen Umsatzerlösen und
sonstige betriebliche Erträge wurde der Grundsatz der Bilanzierungs- und Bewertungsstetig-
keit eingehalten. Wir verweisen auf den Anhang.
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6. Schlussbemerkung

Den vorstehenden Bericht über unsere Prüfung des Jahresabschlusses der NRC Flüchtlingshilfe
Deutschland gemeinnützige GmbH, Berlin, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2025 erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften. Der Abfassung
des Prüfungsberichts liegen die „Grundsätze ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberich-
ten“ (IDW PS 450 n.F. (10.2021)) zu Grunde.

Berlin, 31. März 2026

RSM Ebner Stolz GmbH & Co. KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  Steuerberatungsgesellschaft

Thorsten Sommerfeld Elisa Eisenhauer
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin

Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des Jahresabschlusses in einer von der bestätigten Fas-
sung abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor
unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf un-
sere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.



Anlagen



Stand am Stand am
31.12.2025 31.12.2024

EUR EUR

A. Anlagevermögen
Sachanlagen
Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 3.862,83 1.333,85

B. Umlaufvermögen
I. Forderungen und sonstige

Vermögensgegenstände
Sonstige Vermögensgegenstände 152.971,39 20.310,77

II. Flüssige Mittel 11.433.585,44 22.744.827,12

11.590.419,66 22.766.471,74

Bilanz der NRC Flüchtlingshilfe Deutschland gemeinnützige GmbH, Berlin,
zum 31. Dezember 2025

 A k t i v a



Anlage 1

Stand am Stand am
31.12.2025 31.12.2024

EUR EUR

A. Eigenkapital
Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00

B. Rückstellungen
Sonstige Rückstellungen 203.812,97 290.148,68

C. Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen

und Leistungen 26.647,12 6.527,59
2. Verbindlichkeiten aus der Projektfinanzierung 8.282.747,47 11.754.025,90
3. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 2.982.008,43 10.612.480,89
4. Sonstige Verbindlichkeiten 70.203,67 78.288,68

11.361.606,69 22.451.323,06

11.590.419,66 22.766.471,74

 P a s s i v a



Anlage 2

2 0 2 5 2 0 2 4

EUR EUR

1. Umsatzerlöse 3.717.670,83 3.302.311,25
2. Spenden und Zuwendungen 39.650.903,20 47.667.776,16
3. Sonstige betriebliche Erträge 28.943,63 2.211.189,70

43.397.517,66 53.181.277,11

4. Projektaufwendungen 37.907.233,42 48.585.946,96

5. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 3.169.806,96 3.321.225,33
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung 594.865,18 567.625,85
3.764.672,14 3.888.851,18

6. Abschreibungen auf Sachanlagen 2.189,02 1.474,26
7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.614.146,39 706.078,04

109.276,69 -1.073,33

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0,00 1.073,33

9. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 109.276,69 0,00

10. Ergebnis nach Steuern = Jahresüberschuss 0,00 0,00

Gewinn- und Verlustrechnung
der NRC Flüchtlingshilfe Deutschland gemeinnützige GmbH, Berlin,

für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025
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Anhang 2025

NRC Flüchtlingshilfe Deutschland 
gemeinnützige GmbH

10787 Berlin
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A. Grundlegende Angaben zum Unternehmen und zur Bilanzierung

I. Allgemeine Hinweise

Der Jahresabschluss von NRC Flüchtlingshilfe Deutschland gGmbH
(Amtsgericht Charlottenburg, HRB 190244 B) wurde nach den Vorschriften
der §§ 242 ff. HGB unter Beachtung der ergänzenden Bestimmungen für
Kapitalgesellschaften (§§ 264 ff. HGB) sowie des GmbHG aufgestellt.

Nach den Größenklassen des § 267 HGB ist die Gesellschaft eine kleine
Kapitalgesellschaft. Größenabhängige Erleichterungen für die Aufstellung
des Jahresabschlusses gemäß §§ 264 Abs. 1 Satz 4, 274a und 288 HGB
wurden in Anspruch genommen.

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfah-
ren gegliedert.

Im Geschäftsjahr wurden Leistungen, die an die Muttergesellschaft er-
bracht wurden, als Umsatzerlöse und nicht mehr als sonstige betriebliche
Erträge ausgewiesen (3,3 Mio. €, i. V. 2,9 Mio. €). Die Vorjahresangaben
wurden aus Transparenzgründen und zur besseren Vergleichbarkeit an-
gepasst. Der Gewinnaufschlag von fünf Prozent für in den Vorjahren er-
brachte Leistungen wurden rückwirkend nachbelastet und als perioden-
fremde Umsatzerlöse (213 T€) erfasst. Unter anderem aufgrund der Nach-
belastung ergaben sich im Berichtsjahr periodenfremde Steuern vom Ein-
kommen und vom Ertrag in Höhe von 62 T€.

II. Angaben zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Das Sachanlagevermögen ist mit den aktivierungspflichtigen Anschaf-
fungs-/Herstellungskosten angesetzt und, soweit abnutzbar, um planmä-
ßige Abschreibungen vermindert. Die betriebsgewöhnlichen Nutzungs-
dauern liegen hierbei zwischen ein und drei Jahren.

Abnutzbare bewegliche geringwertige Anlagegüter mit Anschaffungskos-
ten über 250,00 € bis 800,00 € netto werden analog § 6 Abs. 2 EStG im
Zugangszeitpunkt sofort vollständig abgeschrieben.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden zu Nennwer-
ten angesetzt. Alle erkennbaren Einzelrisiken werden bei der Bewertung
berücksichtigt.

Die flüssigen Mittel enthalten Kassenbestände und Guthaben bei Kreditin-
stituten und werden mit dem Nominalwert angesetzt.
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Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken
und ungewissen Verpflichtungen und sind in Höhe des nach vernünftiger
kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrages passiviert.
Zukünftige Preis- und Kostensteigerungen werden berücksichtigt, sofern
ausreichend objektive Hinweise für deren Eintritt vorliegen.

Die Verbindlichkeiten werden mit den Erfüllungsbeträgen angesetzt.

Geschäftsvorfälle in fremder Währung werden zum jeweiligen Tageskurs
eingebucht. Forderungen und Verbindlichkeiten in Fremdwährung, deren
Restlaufzeit nicht mehr als ein Jahr beträgt, werden mit dem Devisenkas-
samittelkurs am Bilanzstichtag bewertet. In anderen Fällen werden even-
tuelle Kursverluste am Bilanzstichtag berücksichtigt.

B. Erläuterungen zur Bilanz

I. Eigenkapital

Das Gezeichnete Kapital beträgt 25 T€ (i. V. 25 T€) und ist in voller Höhe
eingezahlt.

II. Sonstige Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen beinhalten im Wesentlichen Rückstellung
für Personal sowie für steuerliche Beratung und Jahresabschlusskosten.

III. Verbindlichkeiten

Alle Verbindlichkeiten haben analog dem Vorjahr eine Restlaufzeit bis zu
einem Jahr.

Die Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter betreffen in Höhe von
2.982 T€ (i. V. 10.612 T€) Verbindlichkeiten aus noch nicht weitergereich-
ten Zuwendungen.

Die sonstigen Verbindlichkeiten betreffen in Höhe von 51 T€ (i. V. 58 T€)
Verbindlichkeiten aus Steuern und in Höhe von 20 T€ (i. V. 12 T€) Ver-
bindlichkeiten im Rahmen der sozialen Sicherheit.
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C. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Die Spenden und Zuwendungen setzen sich im Geschäftsjahr 2025 aus
institutionellen Zuwendungen i. H. v. 39.034 T€ (i. V. 47.005 T€) sowie
privaten Spenden i. H. v. 617 T€ (i. V. 663 T€) zusammen.

Die Aufwendungen aus Währungsumrechnungen belaufen sich auf 23 T€
(i. V. 483 T€). Die Erträge aus der Währungsumrechnung betragen 29 T€
(i. V. 26 T€)

D. Sonstige Angaben

I. Anzahl der Mitarbeiter

Im abgelaufenen Geschäftsjahr waren durchschnittlich 42 Arbeitnehmer
beschäftigt.

II. Sonstige finanzielle Verpflichtungen

Es bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen aus einem Mietvertrag in
Höhe von 80 T€.

III. Konzernabschluss

Die Gesellschafft wird in den Konzernabschuss der Stiftelsen Flykt-
ninghjelpen mit Sitz Oslo/Norwegen einbezogen, das den Konzernab-
schluss für den kleinsten Kreis von Unternehmen aufstellt.

Berlin, 31.03.2026

Maike Roettger
Geschäftsführung
NRC Flüchtlingshilfe Deutschland gGmbH
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Rechtliche und steuerliche Grundlagen

1. Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse

Firma  NRC Flüchtlingshilfe Deutschland gemeinnützige GmbH

Sitz  Berlin

Gesellschaftsvertrag  Fassung des Gesellschaftsvertrags vom 8. September 2017

Gegenstand des
Unternehmens

 Förderung der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Verfolgte, für
Flüchtlinge, Vertriebene und Kriegs- und Katastrophenopfer im
Sinne von § 52 Absatz 2 Satz 1 Nr. 10 Abgabenordnung.

Geschäftsjahr  Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr.

Stammkapital  EUR 25.000,00
Die Stammeinlagen sind in voller Höhe geleistet.

Beteiligungsverhältnisse
(unverändert)

31.12.2024
EUR

Stiftelsen Flyktninghjelpen, Oslo/Norwegen 25.000,00

25.000,00

Geschäftsführung  Maike Röttger, Hamburg

Frau Röttger ist einzelvertretungsberechtigtund von den Beschränk-
ungen des § 181 BGB befreit.

Handelsregister  Die Gesellschaft ist unter der Nummer HRB 190244 B im Handels-
register beim Amtsgericht Charlottenburg eingetragen. Einen unbe-
glaubigten Handelsregisterauszug der Gesellschaft haben wir am
20. März 2026 beim Unternehmensregister heruntergeladen.

Vorjahresabschluss Auf der Gesellschafterversammlung vom 12. Dezember 2025
wurden folgende Beschlüsse gefasst:

 Feststellung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2024
 Entlastung der Geschäftsführer für das Geschäftsjahr 2024
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2. Steuerliche Verhältnisse

Die Gesellschaft wird beim Finanzamt für Körperschaften I, Berlin, unter der Steuernummer
27/612/05964 geführt.

Die Gesellschaft verfolgt nach seiner tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmit-
telbar steuerbegünstigte Zwecke im Sinne der §§ 51 ff. AO. Aus diesem Grund besteht nach § 5
Abs. 1 Nr. 9 Satz 1 KStG eine Befreiung von der Körperschaftsteuer und nach § 3 Nr. 6
Satz 1 GewStG eine Befreiung von der Gewerbesteuer. Eine entsprechende Anlage zum Be-
scheid für 2022 zur Körperschaftsteuer vom 12. November 2024 liegt vor.

Die Veranlagungen sind bis einschließlich 2024 erfolgt.
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